
Satzung 
über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Gemeinde :~~-t.fl;>bcnc.lvrf 

Erlaß des Innenministers 
Vom 24. September 1991 - II 330 c -

Aufgrund des § 5 Abs. 1 des Gesetzes über die Selbstverwaltung der Gemeinden und Landkreise in 
der DDR (Kommunalverfassung) vom 17. Mai 1990 (GB. 1 Nr. 28 S. 255) und der§§ 1 und 3 des 
Kommunalabgabengesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KAG) vom 1. Juni 1993 
(GVOBI. M -VS. 522) wird nach Beschlußfassung durch die Gemeindevertretung vom .19..()J .J!:l_.!('f 
folgende Satzung erlassen: 

§ 1 

Allgemeines 

Die Gemeinde ~t~~t,J?~fferhebt eine Zweitwohnungssteuer. 

§2 

Steuergegenstand 

(1) Gegenstand der Steuer ist das Innehaben einer Zweitwohnung im Gemeindegebiet. 

(2) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, die jemand neben seiner Hauptwohnung für seinen 
persönlichen Lebensbedarf oder dem persönlichen Lebensbedarf seiner Familienmitglieder innehat. 
Eine Wohnung verliert die Eigenschaft als Zweitwohnung nicht dadurch, daß ihr Inhaber sie zeitweilig 
zu anderen als den vorgesehenen Zwecken nutzt. 

§3 

Steuerpflichtiger 

(1) steuerpflichtiger ist, wer im Gemeindegebiet eine Zweitwohnung innehat. 

(2) Haben mehrere Personen gemeinschaftlich eine Zweitwohnung inne, so sind sie 
Gesamtschuldner. • 

§4 

Steuermaßstab 

(1) die Steuer bemißt sich nach dem Mietwert der Wohnung. 

(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Die Vorschriften des§ 79 Abs. 1 des Bewertungsgesetzes in 
der Fassung vom 30. Mai 1985 (BGBI. 1 S. 845) finden mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
Jahresrohmieten, die gemäß Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Bewertungsgesetzes vom 13. 
August 1965 (BGBI. 1. S. 851) vom Finanzamt auf dem Hauptfeststellungszeitpunkt 1. Januar 1964 
festgestellt wurden , jeweils für das Erhebungsjahr, auf den September des Vorjahres hochgerechnet 
werden. Diese Hochrechnung erfolgt entsprechend der Steigerung der Wohnungsmieten nach dem 
Preisindex der Lebenshaltung aller privaten Haushalte im Bundesgebiet, der monatlich vom • 
Statistischen Landesamt Mecklenburg-Vorpommern veröffentlicht wird . 

(3) Bei Gebäuden , für die vom Finanzamt Jahresrohmieten für einzelne Wohneinheiten nicht festge­
setzt wurden, gilt als Jahresrohmiete die tatsächl ich gezahlte Miete gemäß § 79 Abs. 1 des 
Bewertungsgesetzes . 
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(4) Wurde eine Jahresrohmiete vom Finanzamt nicht festgesetzt (Absatz 2) und ist die tatsächliche 
Miete nach Absatz 3 nicht zu ermitteln , so wird ein Jahresrohmietwert wie folgt errechnet: 

\ 

Von mehreren vergleichbaren Zweitwohnungen wird aus den vom Finanzamt festgestellten 
Jahresrohmieten ein mittlerer Jahresrohmietwert errechnet. Der so errechnete Jahresrohmietwert wird 
auf volle 100,00 DM abgerundet, im übrigen findet Absatz 2 entsprechende Anwendung. 

(5) Ist eine Mietwertfeststellung nach vorstehenden Absätzen nicht möglich , gilt als Mietwert die 
übliche Miete i.S. des § 79 Abs. 2 des Bewertungsgesetzes. 

(6) Ist auch die übliche Miete nicht zu ermitteln, so treten an deren Stelle 6 v.H. des gemeinen 
Wertes der Wohnung. Die Vorschrift des § 9 des Bewertungsgesetzes findet entsprechende 
Anwendung. 

§5 

Steuersatz 

Die Steuer beträgt 8 v.H.* des Mietwertes. 

§6 

Steuerbefreiung 

Von der Steuer wird auf Antrag befreit, wer eine Zweitwohnung ausschließlich zum Zwecke der 
Berufsausübung oder Berufsausbildung innehat. 

§7 

Entstehung der Steuerpflicht und Fälligkeit der Steuerschuld 

(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Beginn des Kalendervierteljahres, in das der Beginn des 
lnnehabens der Zweitwohnung fällt, für die folgenden Jahre 1·eweils am 1. Januar des Steuer1·ahres. , r " Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem der steuerpflichtige die , 
Wohnung aufgibt. Bei Übernahme einer Zweitwohnung von einem bisher steuerpflichtigen beginnt 
die Steuerpflicht mit dem Beginn des auf die Übernahme folgenden Kalendervierteljahres. 

(2) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Sind mehrere Personen, die nicht zu einem Haushalt gehören, gemeinschaftlich Inhaber einer 
Zweitwohnung, so kann die Gesamtsteuer durch die Anzahl der Inhaber geteilt und für den einzelnen 
Inhaber entsprechend anteilig festgesetzt werden. Die Bestimmung des § 3 Abs. 2 (Gesamtschuldner) 
bleibt unberührt. 

(4) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen vom 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15 
November fällig . Für die Vergangenheit nachzuzahlende Steuerbeträge werden innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fällig. 

* Steuersätze"§ 8 v .H. bedürfen nicht der Genehmigung der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörd e. 
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§ 8 

Anzeigepflicht 

Das Innehaben einer Zweitwohnung oder deren Aufgabe ist der Gemeinde innerhalb einer Woche 
anzuzeigen. 

§9 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als steuerpflichtiger oder bei Wahrnehmung der Angelegenheiten 
eines Steuerpflichtigen leichtfertig 

1. über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder 

2. die Gemeinde pflichtwidrig über steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis läßt und 
dadurch Steuern verkürzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile für sich oder einen anderen 
erlangt. Die Strafbestimmungen bei Vorsatz des § 16 des Kommunalabgabengesetzes bleiben 
unberührt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder 

2. der Anzeigepflicht über Innehaben oder Aufgabe der Zweitwohnung nicht nachkommt. 

Zuwiderhandlungen gegen § 8 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 15 Abs. 2 Buchstabe b des 
Kommunalabgabengesetzes. 

(3) Gemäß§ 17 Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes kann eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 
mit einer Geldbuße bis zu 20.000,- DM, die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 2 mit einer Geldbuße bis 
zu 10.000,- DM geahndet werden. 

§10 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 1$-~-;,'t in Kraft. 

Stubbendorf , 1 9. 0 t. 1Y!l 'f 
Ort, Datum 


